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Katholischer Familienverband Österreichs r 
, 

An das 
Bundesministerium für Unterricht 
und kulturelle Angelegenheiten 

Genera Isekreta rial 
Spiegelgasse 3/3/9 

A -1010 Wien 

z. Hd. Herrn Or. Gerhard MÜNSTER 
Tel 01/51552-3201 
Fax 01/51552-3699 

Minoritenplatz 5 
A- lOI4 W i e n  

e-mai l: kfoe@familieat 
ht tp://www.familieat 

ien, am 17. März 1998 

Betrifft: 
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Entwürfe von NoveUen-zum Schulö"tganisa nsgesetz, zum 
Schulunterrichts gesetz, zum Schulpflichtgesetz 1985 und zum 
Pflichtschulerhaltungs-Grundgesetz; Zl . 12.690/3-Ill/ N2/98 

Der Katholische Familienverband Österreichs dankt für die Übersendung der o.a. Entwürfe 
und nimmt hiezu wie folgt Stellung: 

SCHULORGANISATIONSGESETZ 

Fremdsprachenunterricht in der Volksschule: 

§ 10 Abs. 2: 

Die Führung einer verbindlichen Übung "Lebende Fremdsprache" in den I. und 2. 
Schulstufen der Volksschule wird vom KFÖ begrüßt. Lehrplan und Stundentafel dazu liegen 
noch nicht vor, daher kann unsere uneingeschränkte Zustimmung erst nach Vorliegen des 
Lehrplanes und der Stundentafel gegeben werden. 

Schulein2an2sbereich: 

§ 12 Abs. 3: 

Bei der Entscheidung über die Organisationsform (integrierte oder gesonderte Führung der 
Vorschulklasse) müssen die Betroffenen (Erziehungsberechtigten und Lehrer) maßgeblich 
einbezogen werden. Eine Entscheidung im Schulforum wäre hier verbindlich gesetzlich 
vorzusehen! 

§ 13 Abs. 1: 

Für Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf sowie für Kinder mit nichtdeutscher 
Muttersprache sieht der Entwurf vor, daß ein entsprechend ausgebildeter Lehrer zusätzlich 
eingesetzt werden KANN. Im Hinblick auf das Wohl der Kinder ist es notwendig, daß der 
Entwurf dahingehend abgeändert werden soll, daß ein entsprechend ausgebildeter Lehrer 
zusätzlich eingesetzt werden SOLL. 
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§ 14 Abs. 2: 
Die Neuregelung der Klassengrößen ist zu begrüßen, da diese der realen Situation an den 
Schulen besser entspricht als die derzeit geltende Fassung. 

Leistun2sdifferenzierun2 an Hauptschulen: 

§ 15 Abs. 2: 

2 

Gegen die Verwendung des Wortes "Leistungsniveaus" statt "Leistungsgruppen" besteht kein 
Einwand, da damit auf die unterschiedlich hohen Leistungsanforderungen hingewiesen wird. 
Im Hinblick auf § 18 Abs. 3 kann jedoch nicht akzeptiert werden, daß die Möglichkeit zur 
Bildung von Schülergruppen, entsprechend den jeweiligen Leistungsniveaus, abgeschafft 
werden soll. Ohne entsprechende Schulung der Lehrer führt jede Verpflichtung zur 
Binnendifferenzierung zu Nachteilen für Schüler - sowohl für begabte als auch weniger 
begabte Schüler. § 18 Abs. 3 darf nicht entfallen, sondern sollte lauten: 

§ 18 Abs. 3: 
"Die Schüler jeder Schulstufe sind in den Pflichtgegenständen Deutsch, Lebende 
Fremdsprache und Mathematik entsprechend der Einstufung in Leistungsniveaus nach 

Möglichkeit in Schülergruppen zusammenzufassen. Die Zusammenfassung in 

Schülergruppen kann bei einem entsprechenden Konzept mit Binnendifferenzierung 

entfallen. Das Konzept ist im Klassen- bzw. Schulforum zu beschließen." 

SCHULUNTERRICHTSGESETZ 

Schulein2an2sbereich: 

§ 18 Abs. 2: 

Wir begrüßen es sehr, daß das Klassen- bzw. Schulforum nach jahrelangem Schul versuch 
über die Leistungsbeurteilung im Schuleingangsbereich entscheiden kann. Der Variante 2 
wird vom KFÖ der Vorzug gegeben. 

§ 25 Abs. 4a neu 

Da bisher auf Grund der "Lehrplaneinheit" der Grundstufe I ein "Durchfallen" am Ende der 
ersten Schulstufe nicht vorgesehen ist, sollte sich die Formulierung des neuen Absatzes 4a 
auch klar nur auf das Ende der Grundstufe 1- 2. Schulstufe - beziehen. 
Die vorgeschlagene Formulierung vermittelt den Eindruck, daß es auch am Ende der 
I. Schulstufe zu einem Durchfallen kommen kann, ohne daß es klare rechtliche, verbindliche 
und damit öffentlich bekannte Lern- bzw. Lehrziele der I. Schulstufe gibt. 

Leistun2s2ruppen: 

§ 31c: 

Die in Abs. 4 vorgesehene schriftliche Information und die Rechtsmittelbelehrung (Abs. 6) 
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sind zu begrüßen. Die Information über eine Abstufung sollte nicht nur schriftlich erfolgen, 
sondern zugleich ein verbindliches Gespräch zwischen Lehrer-Schüler-Eltern - analOg dem 
"Frühwarnsystem" (§ 19 Abs. 4) - eingeführt werden. 

SCHULPFLICHTGESETZ 

§ 6 Abs. 2c und § 7 Abs. 5: 
Die Berufungsfrist von fünf Tagen ist zu kurz bemessen. Eine Berufungsfrist von zwei Wo­
chen ist nach Ansicht des KFÖ angemessener. 

Alleemeine Schulpflicht - freiwilliees 11. Schuljahr. § 19: 
Die Neuordnung des Schuleingangsbereichs - Einbeziehung der Vorschulstufe in die Grund­
stufe I - hat zur Folge, daß eventuell ein schwächerer Schüler durch Wiederholungen das 
10. Schuljahr bereits in der 4. Klasse Hauptschule erreicht hat. Gerade für schwächere Schü­
ler ist aber die neue Polytechnische Schule für die Vorbereitung auf den Beruf ein wichtiger 
Schritt. Da diese Problematik nicht in gehäufter Zahl auftritt, sollte es betroffenen Schülern 
ermöglicht werden, - freiwillig - ein 1 I. Schuljahr in der Polytechnischen Schule zu absol­
vieren. 

PFLI CHTSCHULERHAL TUN GS-GRUNDSA TZG ESETZ 

3 

Im vorliegenden Entwurf wird die Sprengelregelung dann aufgehoben, wenn es keine Vor­
schulklasse im Sprengelbereich gibt. Problematisch erscheint, daß It. Auskunft des BMUK, 
Hr. MR Dr. Jonak, die Handhabung im Landesgesetz zu regeln ist, d.h. das jeweilige Bundes­
land entscheiden muß, ob das integrative Modell oder beide Modelle (Vorschulklasse und 
integratives Modell) ausgeführt werden sollen. Der KFÖ hält es für zielführender, das Schul­
forum mit dieser Aufgabe zu betrauen. 
Derzeit können Eltern die Schulen im Pflichtschulbereich nicht auswählen. An ihrer Stelle 
entscheidet der Bürgermeister bzw. Schulreferent über eine Aufhebung des Pflichtsprengels. 
Im Sinn der Schulautonomie und zum Wohle der Kinder ist es wünschenswert, diese Ent­
scheidung den Eltern zu überlassen. 

Für den 

Mag . gard Harrer Dr. Frieder Herrmann 
Generalsekretärin-Stv. Präsident 

PS: 25 Ausfertigungen der Stellungnahme gehen dem Präsidium des Nationalrates zu. 
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